
Sehr geehrte Damen und Herren  
von Presse, Rundfunk und Fernsehen, 
 
wir bitten um Veröffentlichung folgender Presseinformation: 
 

BUND Naturschutz: Klimaproteste sind notwendig 

Klimaschutz muss wieder auf die Agenda 
 

Im Jahr 2019 hatte die Klimaschutzbewegung in Deutschland und in vielen weite-
ren Staaten ihren Höhepunkt erreicht. Selbst konservative Politiker*innen, die 
bis dahin mit der Klimabewegung fremdelten, hatten sich des Themas angenom-
men. Es schien, als hätte es der Klimaschutz endlich auf die vordersten Plätze 
der politischen Agenda geschafft. Aber dann kam Corona, gefolgt vom Ukraine-
krieg. Spätestens mit dem politisch motivierten abrupten Stopp der Gaslieferun-
gen, die bewusst die Energieversorgung eines ganzen Kontinents in Frage stel-
len, zerstob diese Hoffnung. In den Parlamenten geht es nun um Energiesicher-
heit, Energiekosten und sozialen Ausgleich. Zudem wurden Kohlekraftwerke wie-
der hochgefahren und eine sachlich kaum nachvollziehbare Debatte über die 

Kernenergie begonnen. „Die Klimakrise spielt nur noch eine untergeordnete 

Rolle, obwohl der Klimawandel keine Pause eingelegt hat.“, so Dr. Thorsten Kel-

lermann stellvertretender Vorsitzender des BUND Naturschutz in München. 
 
Statt den Weg von 2019 wieder aufzunehmen, wird der Klimaschutz von Politi-
ker*innen quer durch alle Parteien als notwendiges Übel oder zumindest als 
zweitrangig betrachtet. Zu sehen ist dies besonders in den Diskussionen über 
die Aktionen der Klimaaktivist*innen „Last Generation“. Protestformen, wie das 
„sich auf den Straßen festkleben“, werden massiv angegriffen, die Aktivist*innen 

des Terrorismus bezichtigt. „Nicht die Proteste sind das Problem. Die mangelnde 

Bereitschaft unserer Politiker*innen, wirkungsvoll und schnell für den Schutz 

des Klimas und der nachfolgenden Generationen zu handeln, spaltet die Gesell-

schaft. Ziviler Ungehorsam ist eine Form der freien Meinungsäußerung, die man 

so lange als legitim betrachten sollte, solange niemand verletzt oder etwas zer-

stört wird. Wenn die Politik nicht zuhören und handeln will, ist es nachvollzieh-

bar, auf anderen Wegen als bisher Aufmerksamkeit für den Klimaschutz zu er-

zeugen. Ein ernsthaftes Vorgehen zur Rettung des Klimas ist die richtige Ant-

wort auf die Proteste, nicht etwa härtere Strafen.“ ergänzt Dr. Kellermann. 

 
Leider ist die Debatte im politischen Raum momentan kaum einzufangen. CSU 
und Freie Wähler haben die Aktionen der Klimaaktivist*innen als Mittel der Pola-
risierung zwischen der Landesregierung und der Regierung in Berlin identifiziert, 
obwohl sich die Proteste auch gegen die Ampel-Regierung richten. Statt das An-
liegen der Klimaschützer*innen ernstzunehmen und ein schlagkräftiges Pro-
gramm zum Klimaschutz vorzulegen, werden Menschen, die sich für den Schutz 
des Klimas einsetzen kriminalisiert. Letztlich sind die Proteste sogar 
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willkommenes Mittel, sich nicht mit dem eigentlichen Thema, dem fortschreiten-

den Klimawandel, beschäftigen zu müssen. „Jegliche Weigerung, jetzt eine ef-

fektive und schnelle Klimaschutzpolitik zu betreiben, ist ein Vergehen an den 

folgenden Generationen. Wir können nur hoffen, dass die nächste Landesregie-

rung ihre Verantwortung für die nächste und hoffentlich nicht letzte Generation 

deutlich ernster nimmt.“, so Dr. Kellermann abschließend. 
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